
Suchergebnisse: Arbeiterbewegung

21. Oktober 1878 – Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie

Berlin - Deutsches Reich - München-Au * Da die Zahl der Anhänger der sozialistischen

Arbeiterbewegung ständig wächst und von Wahlerfolg zu Wahlerfolg eilt, setzt Reichskanzler Otto

von Bismarck das Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie in

Kraft.    Davon unabhängig fördern die Bischöfe die katholischen Werktätigen finanziell und ideell

mit der Organisation von Arbeitervereinen, darunter den Katholischen Arbeiterbund und dem

Kolpingverein. Auch die Josephshäuser in der Hochstraße zeugen von diesen Aktivitaten.   

Während es den sozialdemokratischen Arbeitervertretungen um eine harte Vertretung der

Arbeitnehmerinteressen gegenüber den Unternehmern und dem Staat geht, ist das oberste Ziel

der katholischen Arbeitervereine die „christliche Lebensführung der Arbeiterfamilien“ und die

Förderung sowie den Erhalt von „Religion und Sittlichkeit bei den Arbeitern“.

29. August 1885 – Weitere Schulden. Es muss etwas geschehen!

München * Finanzminister Emil von Riedel muss feststellen, dass König Ludwig II. inzwischen

weitere sechs Millionen Mark Schulden aufgehäuft hat. Damit ist der Schuldenstand des Königs

auf die wenig märchenhafte Summe von fast 14 Millionen Mark angewachsen.    Johann von

Lutz, der Vorsitzende des bayerischen Ministerrats stellt daraufhin - devot zwar im Ton, aber

unmissverständlich in der Aussage - die Forderung nach Sanierung des königlichen Haushaltes.

Er meint damit konkret die Unterbrechung des Schlösserbaus. Da aber König Ludwig II. keinerlei

Verständnis für die Vorschläge zeigt, muss - auch in Hinblick auf den Ansehensverlust der

Monarchie - etwas geschehen.     Man hat zwar in Bayern das Gesetz gegen die

gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie eingeführt und zusätzlich verschärft,

aber dennoch das unaufhaltsame Anwachsen der Arbeiterbewegung nicht verhindern können.

1887 – Das Buch „Zur Lage der arbeitenden Klasse in Bayern“ erscheint

München * Dr. Bruno Schoenlanks Buch „Zur Lage der arbeitenden Klasse in Bayern“ erscheint.

6. April 1917 – Gründung der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei in Gotha
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Gotha * Die in Gotha bis zum 8. April stattfindende zweite Reichskonferenz der

sozialdemokratischen Opposition wird zum Gründungsparteitag der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD.   In der neuen Partei finden sich

Sozialdemokraten verschiedenster Couleur wieder:    Revolutionäre Marxisten wie die Gruppe

Internationale, die im Krieg die prognostizierte Krise des Kapitalismus sieht und auf revolutionäre

Aktionen drängt;  pazifistisch gesinnte Sozialdemokraten, die im Weltkrieg einen Angriffskrieg

Deutschlands sehen und sich diesem aus ethischen und moralischen Gründen verweigern; 

daneben Revisionisten,  aber auch führende Vertreter des marxistischen Zentrums.     Die USPD

ist also keine straffe, einige revolutionäre Linkspartei. Sie zeigt sich nur einig in dem

gemeinsamen Ziel: Die Beendigung des Krieges ohne Annexionen. Sie steht demzufolge für die

Gegnerschaft zum Krieg, in dem sie längst keinen Verteidigungskrieg, sondern einen

imperialistischen Eroberungskrieg sieht.  Die USPD ist also in erster Linie der Block der

sozialdemokratischen Gegner des Burgfriedens, der gegen die Kriegskredite ist. Sonst herrschen

innerhalb der USPD in der Beurteilung der Arbeiterbewegung und ihrer Taktik große

Meinungsverschiedenheiten.   Zu Vorsitzenden der neuen Partei werden Wilhelm Dittmann und

Hugo Haase gewählt.  Auch Kurt Eisner ist in Gotha anwesend, obwohl er immer gegen die

Spaltung der Partei war. Die Unzufriedenheit mit der SPD hat auch in Bayern zugenommen.  Für

die SPD sind die USPD-ler „Vaterlandsverräter“, für die USPD sind die SPD-ler „Verräter am

Sozialismus und an der Arbeiterschaft“. 

2. September 1917 – Die Deutsche Vaterlandspartei - DVLP wird gegründet

Königsberg * Am Tag des Friedens bei Sedan wird die erzkonservative, nationalistische,

völkische und antisemitische Deutsche Vaterlandspartei - DVLP von ultrarechten Kräften,

darunter Großadmiral Alfred von Tirpitz und dem ostpreußischen

Generallandschaftsdirektor Wolfgang Kapp, gegründet.    Innenpolitisch kündigt die

Vaterlandspartei den Burgfrieden von rechts auf. Sie plädiert für einen unterdrückenden und

autoritären Kurs gegenüber der Arbeiterbewegung und greift auch bürgerliche Politiker heftig an,

die sich – wie beispielsweise den Zentrumspolitiker Matthias Erzberger - für eine Reform des

politischen Systems unter Einbeziehung der SPD aussprechen.    Die Parteiführung verfolgt den

Plan, mit Hilfe eines „starken Mannes“ einen autoritären Staatsumbau einzuleiten und dabei den

Reichstag und die Linksparteien auszuschalten. Im äußersten Fall sollte auch der „zu weiche

Kaiser“ Wilhelm II. bei einer sich bietenden Gelegenheit für „regierungsunfähig“ erklärt und der

weit rechts stehende Kronprinz von Preußen zum Regenten ernannt werden.     Außenpolitisch

tritt die Vaterlandspartei für einen deutschen Siegfrieden und ein umfassendes Programm

direkter und indirekter Expansion ein.    Mit ihren Kampagnen gegen einen Verzichtfrieden - oder
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Judenfrieden genannten Verständigungsfrieden - und gegen Schlappheit und Verrat an der

Heimatfront legt die Deutsche Vaterlandspartei - DVLP den Grundstein für den Nachkriegsdiskurs

über die Novemberverbrecher und die Dolchstoß-Legende. 

12. Oktober 1918 – Erhard Auer zum SPD-Landesvorsitzenden gewählt

München-Au * Der Landesparteitag der MSPD beginnt im Franziskaner-Keller an der Hochstraße.

Er dauert bis zum 13. Oktober. Der Parteitag wählt Erhard Auer als Nachfolger für Georg von

Vollmar zum Landesvorsitzenden. Auer interprediert die innenpolitischen Vorgänge der

vorangegangenen Tage, die Bildung einer Reichsregierung unter Beteiligung der MSPD, wie

folgt:    „Wir erleben die größte Revolution, die es je gegeben hat. Nur die Form ist heute eine

andere, deswegen eine andere, weil durch die Disziplinierung der Arbeiterschaft – und das ist das

Verdienst der Arbeiterbewegung – andere Formen möglich sind, weil es möglich ist, auf legalem

Wege zu erreichen, wofür wir seit Jahrhunderten stritten.“ 

12. Oktober 1949 – Der Gründungskongress des Deutschen Gewerkschaftsbundes

München-Isarvorstadt - Museumsinsel * Mit einem Gründungskongress im Deutschen

Museum wird der Deutsche Gewerkschaftsbund - DGB von 16 Branchengewerkschaften ins

Leben gerufen. Der Bayerische Gewerkschaftsbund - BGB löst sich zuvor als Landesorganisation

auf und geht in den DGB-Bezirk Bayern über. Das „Parlament der Arbeit“ wählt den 74-jährigen

Hans Böckler zu seinen Vorsitzenden.    Mit der Gründung des DGB wird auch die politische

Spaltung der Arbeiterbewegung aus der Weimarer Republik überwunden. Nun gilt das Prinzip der

Einheitsgewerkschaft, also einer parteipolitisch neutralen Organisation, die sich ausschließlich

um Fragen der Arbeitnehmer*innen widmet. 
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